
 

 

 

KREISSTADT METTMANN  
Der Bürgermeister Drucksachennummer 

Antrag 

231/2026 

 

Dezernat 3  Planung, Bau, 
Betrieb öffentlich x   
 

Janseps, Tobias nicht öffentlich    
       

 

Gremium: TOP-NR: Datum: 

Ausschuss für Planen, Umwelt und Bauen 4.f 02.06.2026 
 

  

Antrag der Fraktion die Grünen vom 16.05.2026 
hier: Erneuerbare Energien - Photovoltaikanlagen auf städtischen Gebäuden 

  

Finanzielle Auswirkungen  
  

Kosten (einschließl. MWSt.)  
  

Produkt  
  

Haushaltsjahr  
  

Folgekosten  
  

Mittel stehen im Haushalt zur Verfügung  ja  nein 
  

Deckungsvorschlag  
  

 

Fördermittel: 

 
 

Anmerkung der Stadtkämmerin: 

 

Personelle Auswirkungen: 
 

☐ Pflichtaufgabe ohne Gestaltungsspielraum (= A-Leistung) 

☐ Pflichtaufgabe mit Gestaltungsspielraum    (= B-Leistung) 

☐ Freiwillige Aufgabe                                          (= C-Leistung) 

Klima / Umweltrelevanz 
 
 

 

    

BESCHLUSSVORSCHLAG 

Der Antrag wird abgelehnt. Die mit dem Antrag verfolgten Ziele werden bereits im Rahmen der 

laufenden Planungen und der bestehenden Investitionsstrategie verfolgt und können auf dieser 

Grundlage zielgerichtet umgesetzt werden. 
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Abstimmungsergebnis:    
 Ja Nein Enthaltungen 

CDU    
FDP    
M.U.T    
Die Grünen    
SPD    
AfD    
Zur Sache!ME    
Trox (fraktionslos)    
Frau Dr. Lenz (fraktionslos)    
Schuh (fraktionslos)    
Bürgermeister    
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Verwaltungserläuterung: 

Die Verwaltung teilt das Anliegen des Antrages, die Nutzung erneuerbarer Energien auf 

städtischen Liegenschaften konsequent voranzutreiben und damit sowohl einen Beitrag zum 

Klimaschutz als auch zur langfristigen Reduzierung der Energiekosten zu leisten. 

 

Aus Sicht der Verwaltung entspricht der Antrag jedoch im Wesentlichen dem bereits laufenden 

Verwaltungshandeln und den hierfür bereits eingeleiteten organisatorischen sowie investiven 

Maßnahmen. Ein neuer sachlicher Handlungsauftrag ergibt sich hieraus derzeit nicht. 

 

Im Entwurf des Haushaltsplanes 2026 sind bereits Maßnahmen zur energetischen Sanierung 

städtischer Gebäude vorgesehen. Hierzu gehört unter anderem die Dachsanierung am Heinrich-

Heine-Gymnasium, bei der die Voraussetzungen für eine spätere bzw. begleitende Nutzung von 

Photovoltaik berücksichtigt werden. Darüber hinaus werden die Mittel für energetische 

Sanierungen im Rahmen des vorgelegten Investitionsprogramms in den kommenden Jahren 

fortgeführt und schrittweise ausgebaut. 

 

Die Verwaltung hat in den vergangenen Sitzungen wiederholt dargestellt, dass die energetische 

Modernisierung des kommunalen Gebäudebestandes – insbesondere durch die Entwicklung eines 

systematischen Dachprogramms für städtische Liegenschaften sowie die Einführung moderner 

Gebäudeleittechnik – einen zentralen Schwerpunkt der zukünftigen Arbeit des 

Gebäudemanagements bilden wird. Grundlage hierfür ist eine fachlich fundierte Priorisierung der 

Maßnahmen unter Berücksichtigung von baulichem Zustand, Wirtschaftlichkeit, 

Energieeinsparpotenzial und personellen Ressourcen. 

 

Mit der Besetzung der Stelle des Energiemanagers zum 1. Mai 2026 stehen nun erstmals die 

notwendigen fachlichen Kapazitäten zur Verfügung, um die Bewertung und Priorisierung 

geeigneter Projekte systematisch voranzutreiben. Ergänzend werden zum 1. Juni 2026 zwei 

weitere Ingenieure ihre Tätigkeit im Gebäudemanagement aufnehmen. Diese Stellen wurden im 

Zusammenhang mit der Umsetzung des Masterplans Schulen geschaffen und stärken die 

Handlungsfähigkeit des Gebäudemanagements nachhaltig. 

 

Vor diesem Hintergrund beabsichtigt die Verwaltung, die Potenziale für Photovoltaikanlagen auf 

den städtischen Liegenschaften schrittweise zu erfassen, geeignete Projekte zu priorisieren und 

diese im Rahmen der vorhandenen Investitionsplanung umzusetzen. Die hierfür erforderlichen 

finanziellen Mittel sind bereits im Investitionsprogramm beziehungsweise in den vorgesehenen 

Sanierungsmaßnahmen berücksichtigt. Eine zusätzliche pauschale Veranschlagung von 

Investitionsmitteln in Höhe von 200.000 Euro wird daher derzeit nicht als erforderlich angesehen. 
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Beschlussvorschlag der Verwaltung 

Die Verwaltung empfiehlt, den Antrag abzulehnen. Die mit dem Antrag verfolgten Ziele werden 

bereits im Rahmen der laufenden Planungen und der bestehenden Investitionsstrategie verfolgt 

und können auf dieser Grundlage zielgerichtet umgesetzt werden. 

 

 

Janseps 

 

 

 

 


